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	Anlage 8
Informationen zu Untersuchungen und Bewertungen im Rahmen der Verwertung und Beseitigung von Baggergut an Land

Der einzuhaltende rechtliche Rahmen für eine ordnungsgemäße Verwertung bzw. Beseitigung an Land wird in folgenden Rechts- und Verwaltungsvorschriften behandelt. Dabei regelt:
· Die BBodSchV die Verwertung  durch das Auf- und Einbringen auf oder in eine durchwurzelbare  Bodenschicht oder durch die Herstellung einer durchwurzelbaren Bodenschicht (§ 12).
· Die LAGA M20 (2003/2004) die Verwertung in uneingeschränktem Einbau in bodenähnlichen Anwendungen unterhalb der durchwurzelbaren Bodenschicht sowie im eingeschränkt offenen Einbau und im eingeschränkten Einbau mit definierten technischen Sicherungsmaßnahmen in technischen Bauwerken. In einigen Bundesländern gelten anstelle der LAGA M20 (2003/2004) eigene landesspezifische Regelungen oder zusätzliche landesspezifische Hinweise zur Anwendung der LAGA M20 (2003/2004). Diese sind zu beachten.
Die Anforderungen der LAGA-Richtlinie an die Verwertung von Abfällen gelten ausdrücklich nicht für Bodenbewegungen im Bereich der Fläche, wenn dadurch keine Verschlechterung des vorherigen Zustandes verursacht wird, die in der Lage wäre, das Wohl der Allgemeinheit zu beeinträchtigen.
· Die DepV die Beseitigung auf Deponien und die Verwertung als Deponieersatzbaustoff. (Da eine Verwertung von Baggergut als Deponieersatzbaustoff haupt-sächlich beim Bau oder dem Abschluss einer Deponie zum Tragen kommt, gehört diese Verwertung nicht zu den Standardanwendungen und wird daher hier nicht im Detail behandelt).
Die genannten Regelungen enthalten Vorschriften zu den Parametern, zur Probenahme, zum Untersuchungsumfang, zur Bewertung sowie zu der daraus resultierende Baggergutunterbringung. Die Verwertung oder Beseitigung in Wasserschutzgebieten wird durch die Wasserbehörde über entsprechende Auflagen in den wasserbehördlichen Bescheiden sichergestellt.



Die BBodSchV nutzt als Orientierungsmaßstab den Begriff der schädlichen Bodenveränderung. Diese wird als Beeinträchtigung der „Bodenfunktionen“ nach § 2 Abs. 2 BBodSchG definiert. Durch die Verwertung von Baggergut dürfen danach keine schädlichen Bodenveränderungen zu besorgen sein. Als Parameter werden für den Regelfall die Vorsorgewerte (BBodSchV, Anhang 2, Tabellen 4.1 und 4.2) verwendet. Es handelt sich um 7 ausgewählte Metalle und um 3 organische Schadstoffparameter (Feststoffparameter).  Liegen fallspezifische Hinweise auf erhöhte Gehalte weiterer Schadstoffe vor, sind diese zusätzlich zu untersuchen und fachlich zu bewerten.
Darüber hinaus können - ebenfalls fallspezifisch - Nährstoffgehalte Entscheidungsrelevanz für die Verwertung von Baggergut auf oder in einer durchwurzelbaren Bodenschicht gewinnen.
Im Rahmen einer Verwertung nach BBodSchV gibt die Vollzugshilfe zu § 12 BBodSchV (VzH-BBodSchV) konkrete Hinweise für die Untersuchung bzw. die Ausführung einer Verwertungsmaßnahme.
Die LAGA M20, Teil II (2004) sieht sowohl Feststoffuntersuchungen als auch die Untersuchung des wässrigen Eluats (Schüttelversuch im Wasser-/Feststoffverhältnis 10:1) vor. Abhängig von den Erkenntnissen aus der Standortrecherche zu den Vornutzungen wird ein Mindestuntersuchungsprogramm oder ein erweitertes Untersuchungsprogramm (LAGA M20, Teil II (2004), Tabelle II.1.2-1 bzw. Tabelle II.1.2.-2 bis 5) vorgesehen. Es werden  parameterspezifische Zuordnungswerte (Z-Werte) für 5 verschiedene Verwertungsklassen definiert, an Hand derer die Untersuchungsergebnisse und damit die Material-Qualitäten eingestuft werden.
Über die Standarduntersuchungsprogramme hinaus können fallspezifisch für spezielle Anwendungen - insbesondere bei der Verwertung von aquatischen Sedimenten auf Spülfeldern oder anderen Ablagerungsflächen - auch die Nährstoffe (DOC, Stickstoff- und Phosphorverbindungen, gemessen im Porenwasser oder Eluat) relevant werden. 
Die DepV sieht die umfangreichsten Untersuchungen zur Baggergutbeseitigung vor. Der Schwerpunkt liegt auf der Untersuchung des Eluats, womit das Freisetzungspotential von Stoffen im abzulagernden Material bewertet werden soll. In Anhang 3, Nr. 2 der DepV werden parameterspezifische Zuordnungswerte für 5 verschiedene Deponieklassen (DK0 bis DKIV) definiert, an Hand derer die Untersuchungsergebnisse und damit die Material-Qualitäten eingestuft werden.
Zur Abgrenzung von gefährlichem Baggergut werden ggf. weitere Parameter aus der Abfallverzeichnis-Verordnung AVV (2001 Stand 2016) in Verbindung mit Anhang III der Abfallrahmenrichtlinie (2008/98/EG) sowie landesrechtlichen Vorschriften relevant.


1. Untersuchungserfordernis
Die einschlägigen Regelwerke geben konkrete Hinweise zum Untersuchungserfordernis:
Nach § 12 Abs. 2 BBodSchV  gilt, dass die Zwischenlagerung und die Umlagerung von Bodenmaterial auf Grundstücken im Rahmen der Errichtung oder des Umbaus von baulichen und betrieblichen Anlagen für die Zeit der Bautätigkeiten nicht der in § 12 BBodSchV geregelten Untersuchungspflicht unterliegt, wenn das Bodenmaterial am Herkunftsort zur Herstellung einer durchwurzelbaren Bodenschicht wiederverwendet wird (vgl. auch VzH-BBodSchV I, 2). Gleichwohl ist für die Entscheidung über den endgültigen Verwendungs- oder Verwertungszweck des Bodenmaterials eine stoffliche Untersuchung und Bewertung nach BBodSchV erforderlich, wenn Hinweise auf erhöhte Schadstoffgehalte vorliegen. 
Nach LAGA M20, Teil II (2004), Kapitel 1.2.2.1 sind im Rahmen einer Verwertung von Baggergut Untersuchungen in der Regel dann nicht erforderlich, wenn nach der Standortrecherche 
· keine Hinweise auf anthropogene Veränderungen und geogene Stoffanreicherungen vorliegen, z. B. bei Bodenmaterial von Flächen, die bisher weder gewerblich, industriell noch militärisch genutzt wurden,
· geringe Mengen (bis 500 m³, sofern nicht landesrechtliche Regelungen dem ent-gegenstehen) an nicht spezifisch belastetem Bodenmaterial mit mineralischen Fremdbestandteilen bis zu 10 Vol.-% in vergleichbarer Tiefenlage eingebaut werden und die Verwertung am Ausbauort oder an vergleichbaren Standorten in der Region erfolgt,  
· Bodenmaterial aus Gebieten mit natur- oder großflächig siedlungsbedingt erhöhten Schadstoffgehalten in vergleichbarer Tiefenlage eingebaut wird, und die Verwertung am Ausbauort oder an vergleichbaren Standorten eines Gebietes im Sinne des § 12 Abs. 10 BBodSchV erfolgt.

Demgegenüber liefert Kapitel 1.2.2.1 der LAGA M20, Teil II (2004) eine umfangreiche Liste mit Fällen, für die  auf Grund von Hinweisen zu möglichen stofflichen Belastungen Untersuchungen erforderlich werden.
Im Falle einer Beseitigung von Baggergut auf einer Deponie sind nach DepV stets analytische Untersuchungen durchzuführen, um in Abhängigkeit der festgestellten Belastung die Deponieklasse vorgeben zu können. 
Neben den Baggergutuntersuchungen selbst können auch Untersuchungen am Ort der Unterbringung erforderlich werden, insbesondere bei Verwertung nach BBodSchV.
Erhöhte Hintergrundgehalte am Unterbringungsort können insbesondere für Einzelfallentscheidungen herangezogen werden. Hier gilt das Prinzip „Gleiches zu Gleichem“ (§ 12 Abs. 3 BBodSchV, Verweis auf DIN 19731, auch VzH-BBodSchV 3.3), sofern durch die Baggergutunterbringung keine weitere schädliche Bodenveränderung zu besorgen ist.

Tabelle 1: Relevante Fundstellen zum Untersuchungserfordernis und zur Festlegung des Untersuchungsumfangs
	Werk
	Fundstelle

	BBodSchV
	Anhang 1, Kapitel 1

	DIN 19731
	Kapitel 5.1 und 5.2

	VzH-BBodSchV
	Kapitel 3

	LAGA M20, Teil II (2004)
	Kapitel 1.2.2 Untersuchungskonzept

	DepV 
	§8 und Anhang 3, Nr. 2


2. Probenentnahme
Die Probenentnahme hat so zu erfolgen, dass das zu verwertende/beseitigende Baggergut in seinen stofflichen Eigenschaften repräsentativ beschrieben wird. Die Probenentnahme ist von einer fachkundigen Person zu planen und durchzuführen.
Bei der Erstellung des Probenentnahmeplans sind zu berücksichtigen:
· Das Ziel der Probenentnahme,
· die geplante Baumaßnahme,
· die geologischen Verhältnisse,
· allgemeine Erkenntnisse aus der Standortrecherche und Geländebegehung,
· mögliche Belastungen durch Vornutzungen,
· bekannte bzw. vermutete vertikale und horizontale Schadstoffverteilungen,
· bereits vorhandene Untersuchungsergebnisse.
Der Probenentnahmeplan beinhaltet:
· Das Erstellen des Untersuchungsrasters für die einzelnen Bodenaufschlüsse,
· die Festlegung der Beprobungstiefen, 
· die Festlegung des geeigneten Entnahmegerätes (Anlage 3, Tabelle 1.2 bis 1.4), 
· die Anzahl der erforderlichen Einzel- und Mischproben vor dem Hintergrund der Gesamt-Baggermenge und der Baggerflächengröße,
· das an den geologischen Schichten zu orientierende Mischprobenkonzept.
Bei Haufwerks- oder Schutenbeprobungen sind die Vorgaben der LAGA PN 98 in Verbindung mit der LAGA M20, Teil II (2004) zu berücksichtigen.
Tabelle 2:	Relevante Fundstellen zur Probenentnahmeplanung und zur Probenentnahme
	Werk
	Fundstelle

	BBodSchV
	Anhang 1, Kapitel  2

	LAGA M20 , Teil III (2004)
	Kapitel 1 und 2

	DepV
	§8, Abs. 3 und Anhang 4



Für die Probenentnahme aquatischer Sedimente sind darüber hinaus die Vorgaben aus HABAB-2017 Anlage 2 zu beachten. 
3. Bewertung
3.1. BBodSchV
Die Prüfung der Vorsorgewerte stellt den Regelfall für das Auf-/ Einbringen in oder auf eine durchwurzelbare Bodenschicht oder für die Herstellung einer durchwurzelbaren Bodenschicht dar. Dabei sind die Vorsorgewerte einzuhalten. Diese werden nach den Hauptbodenarten unterschieden und berücksichtigen den vorsorgenden Schutz der Bodenfunktion bei empfindlichen Nutzungen. Im Falle einer landwirtschaftlichen Folgenutzung sind darüber hinaus die 70 %-Gehalte der Vorsorgewerte in der durchwurzelbaren Bodenschicht einzuhalten.
Überschreitungen der Vorsorgewerte sind in der Einzelfallregelung möglich - diese müssen fachlich begründet sein und mit den regional zuständigen Behörden abgestimmt werden.
Insbesondere bei einer regionalen Verwertung können im Rahmen einer Einzelfallent-scheidung geogen oder siedlungsbedingt erhöhte Hintergrundgehalte am Verwertungsort geltend gemacht werden (§ 12 Absatz 10 BBodSchV). 
Liegen Verdachtsmomente für erhöhte Gehalte an Schadstoffen vor, die nicht in den Tabellen der Vorsorgewerte enthalten sind, müssen auch diese untersucht und fachspezifisch bewertet werden. Auch dies ist mit der zuständigen Bodenschutzbehörde abzustimmen.
Darüber hinaus können ggf. die Prüfwerte (Feststellung einer schädlichen Bodenveränderung) und die Maßnahmenwerte (Einleitung von Maßnahmen zur Abwehr einer schädlichen Bodenveränderung) nach Anhang 2 der BBodSchV zur weiteren Argumentation herangezogen werden. Diese sind teilweise abhängig von den Nutzungen und beziehen sich auf den Schadstofftransfer für die möglichen Wirkungspfade Boden-Mensch, Boden-Nutzpflanze und Boden-Grundwasser. 
Neben der Regelfallbewertung nach den Vorsorgewerten bezieht sich die BBodSchV auch auf die DIN 19731. Diese fordert das Prinzip „Gleiches-zu-Gleichem“ und teilt die aufzubringende Materialien und die Böden am Ort der Aufbringung an Hand der Bodenarten, des Grobbodenanteils sowie des Schadstoffanteils ein. Tabelle 3 der DIN 19731 zeigt dann die Kombinationseignung für das Aufbringen am Unterbringungsstandort auf. Die Vollzugshilfe zu den Anforderungen an das Aufbringen und Einbringen von Materialien auf oder in den Boden (VzH-BBodSchV 2002) gibt hierzu ergänzende Hinweise.
Die allgemeinen Parameter wie z. B. Korngrößenverteilung, pH-Wert oder Humusgehalt werden in der BBodSchV nicht an Hand von Wertetabellen bewertet, sondern sind bei der Prüfung der Verwendungs- oder Verwertungseignung einzubeziehen. 
3.2 LAGA M20 (2003/2004)
Die  LAGA M20 (2003/2004) beschreibt fünf  Zuordnungsklassen mit Zuordnungswerten (Z-Werten) spezifischer Parameter für mineralische Abfälle. In einem ersten Schritt wird das Untersuchungsergebnis jedes einzelnen Parameters einer Probe bewertet. Anschließend wird  auf Grundlage der „schlechtesten“ Einzelbewertung durch den  Zuordnungswert (Z-Wert) die Einbauklasse für das durch diese Probe repräsentierte Baggergut festgelegt. 
Folgende Zuordnungswerte als Grenzen für die Einbauklassen werden unterschieden:
- Z0 und Z0* für die uneingeschränkte Verwertung in bodenähnlichen Anwendungen unterhalb der durchwurzelbaren Bodenschicht.
- Z1.1 und Z1.2 für die Verwertung in eingeschränkt offenem Einbau in technischen Bauwerken. 
- Z2 für die Verwertung in eingeschränktem Einbau mit technischen Sicherungsmaßnahmen in technischen Bauwerken.
Die erlaubten Stoffgehalte steigen in der Reihenfolge der Aufzählung an, was gleichzeitig bedeutet, dass sich die bei der Verwertung einzuhaltenden Schutzbestimmungen verschärfen und die mögliche Art der Verwertung damit eingeschränkt wird.
Die Entscheidung, ob ein Bodenmaterial als Z1.1- oder Z1.2-Material verwertet werden kann, wird primär über die Stoffgehalte im Eluat gefällt. Für Eluatgehalte bis Z1.2 ist ein eingeschränkter offener Einbau ohne technische Sicherungsmaßnahmen noch möglich, sofern die Verwertung in hydrogeologisch günstigen Gebieten erfolgt. Die LAGA M20 (2003/2004)  versteht darunter Gebiete mit schlecht durchlässigen Grundwasser-Deckschichten von mindestens 2 m Mächtigkeit. 
Im Rahmen von Einzelfallentscheidungen sind tolerable Überschreitungen von Zuordnungswerten - also solche, die nicht in die Gesamtbewertung eingehen sollen - generell mit den regionalen Behörden abzustimmen. Grundlegend für eine derartige Einzelfallentscheidung ist in der Regel der Ort der Verwertung, für den sichergestellt werden muss, dass die dortigen Standorteigenschaften nicht schädlich verändert werden. 
Bei der Beurteilung können geogen und siedlungsbedingt erhöhte Hintergrundgehalte geltend gemacht werden (LAGA M20, Teil I, Allgemeiner Teil, Kapitel 4.3.2).
Insbesondere bei Überschreitungen von Zuordnungswerten bei den „weichen“ Parametern (TOC, pH-Wert, Leitfähigkeit, Chlorid und Sulfat), welche oftmals geogen bedingt sind und  dann keine Schadstoffe darstellen, steht eine uneingeschränkte regionale Verwertung in geologisch gleichartigem Gebiet im Einklang mit der LAGA M20 (2003/2004). Eine Verwertung mit erhöhten Gehalten an weichen Parametern bedarf einer Einzelfallentscheidung durch die zuständige Behörde.
Ist eine Verwertung nach LAGA M20 (2003/2004) auf Grund der Untersuchungsergebnisse nicht möglich, kann  ggf. noch eine Verwertung als Deponieersatzbaustoff realisiert werden, da dort zum Teil weniger stringente Bedingungen einzuhalten sind. 
3.3 DepV 
Die DepV beschreibt fünf verschiedene Deponieklassen mit definierten parameter-spezifischen Zuordnungswerten. So wird in einem ersten Schritt jedes einzelne Analysenergebnis einer Probe bewertet und dann auf Grundlage der „schlechtesten“ Einzelbewertung die Deponieklasse für das durch diese Probe repräsentierte Baggergut festgelegt. 
Es werden die Deponieklassen DK 0, DK I, DK II, DK III und DKIV unterschieden.
Die erlaubten Stoffgehalte steigen in der Reihenfolge der Aufzählung an, was gleichzeitig bedeutet, dass sich die bei der Beseitigung einzuhaltenden Schutzbestimmungen (Standorteigenschaften, Deponieaufbau, Systemkomponenten) verschärfen.
Neben den reinen Zuordnungswerten stellt die DepV für viele Parameter Zulässigkeitskriterien (Anhang 3, Kap. 2) bereit. Für Baggergut kommen dabei die  Anmerkungen für TOC oftmals zum Tragen. So bleibt eine Überschreitung dieser stringenten Zuordnungswerte unberücksichtigt, wenn nachgewiesen werden kann, das die Gehalte natürlichen Ursprungs sind, der DOC-Zuordnungswert nicht überschritten wird und zusätzliche Bezugswerte für die Deponie-technischen Parameter Atmungsaktivität und Brennwert eingehalten werden. 
Die Gefährlichkeitseinstufung und Bezeichnung der Abfälle mit dem Abfallschlüssel gemäß den Anforderungen des Annahmeverfahrens (§ 8 DepV) erfolgt nach der Abfallverzeichnis-verordnung in Verbindung mit Anhang III der Abfallrahmenrichtlinie (2008/98/EG) sowie landesspezifischen Regelungen.
4. Entscheidungsfindung 
Durch die Auswertung der Untersuchungsergebnisse nach Kapitel C/D 2 werden die möglichen Verwertungs- bzw. Beseitigungsoptionen an Land vorgegeben. Sie werden im Folgenden aufgezeigt und mit weiteren einzuhaltenden Rahmenbedingungen kurz skizziert. 
4.1 Verwertung als Boden
Haben die Untersuchungen für den Regelfall ergeben, dass die Vorsorgewerte bzw. deren 70%-Werte (bei landwirtschaftlichen Nutzungen) eingehalten werden und das Baggergut zum Erhalt oder zur Verbesserung der Bodenfunktionen geeignet ist, ist die grundlegende Voraussetzung für eine „sensible“ Verwertung als durchwurzelbare Bodenschicht - also zur Herstellung mindestens einer natürlichen Bodenfunktion nach § 2 Abs. 2 BBodSchG - gegeben. Sie ist auch gegeben, wenn weitere Schadstoffe untersucht werden mussten (vgl. Kapitel 1) und deren Bewertung - abgestimmt mit der zuständigen Bodenschutzbehörde - ergeben hat, dass keine schädlichen Bodenveränderungen durch die Verwertungsmaßnahme zu besorgen sind.
Anhang 2 der „Vollzugshilfe zu § 12 BBodSchV“ liefert praxisrelevante Erläuterungen und eine Vielzahl von konkreten Anwendungsbeispielen. 
Relevante Verwertungsoptionen:
· Landwirtschaft: Auf- oder Einbringen in bzw. auf eine durchwurzelbare Bodenschicht bzw. Herstellung einer durchwurzelbaren Bodenschicht zur Bodenverbesserung
· Garten- und Landschaftsbau: Auf- oder Einbringen in bzw. auf eine durchwurzelbare  Bodenschicht bzw. Herstellung einer durchwurzelbaren Bodenschicht bei Grünflächen oder Park- und Freizeitanlagen
· Begrünung von technischen Bauwerken (z.B. Lärmschutzwälle)
· Begrünung von Baggergut-Ablagerungsflächen 
· Herstellung einer durchwurzelbaren Bodenschicht auf einem Spülfeld, das als Langzeitlager planfestgestellt ist.

Unterhalb der durchwurzelbaren Bodenschicht ist im Rahmen von landschaftsbaulichen Maßnahmen nach LAGA M20, Teil II (2004) Z0-Material und darüber hinaus bei der Verfüllung von Abgrabungen unter bestimmten Randbedingungen neben Z0-Material auch Z0*-Material erlaubt. Die Randbedingungen für die Verwertung in bodenähnlichen Anwendungen entsprechend Kapitel 1.2.3.2 der LAGA M20, Teil II (2004) sind dabei zu beachten. Die Verfüllung mit Z0*-Material ist in folgenden Gebieten auszuschließen:
· festgesetzte, vorläufig sichergestellte oder fachbehördlich geplante Trinkwasserschutzgebiete Zone I bis III A und Heilquellenschutzgebiete Zone I bis III,
· raumordnerisch ausgewiesene Wasservorranggebiete,
· Karstgebiete und andere Gebiete mit stark klüftigem Untergrund.

4.2 Verwertung in technischen Bauwerken 
Beim eingeschränkt offenen Einbau in technischen Bauwerken unterscheidet die LAGA M20, Teil II (2004) in Abhängigkeit der hydrogeologischen Verhältnisse zwei Einbauweisen. Als hydrogeologisch günstig angesehen werden Standorte, „bei denen der Grundwasserleiter nach oben durch flächig verbreitete, ausreichend mächtige und homogene Deckschichten mit geringer Durchlässigkeit und hohem Rückhaltevermögen gegenüber Schadstoffen“ überdeckt ist. Dieses ist in der Regel bei mindestens 2 m mächtigen Deckschichten aus Ton, Schluff oder Lehm gegeben. In diesem Falle kann Material bis zur Qualitätsstufe Z1.2 verwertet werden, andernfalls nur bis zur Klasse Z1.1. Maßnahmen zur Oberflächenabdichtung des „technischen Bauwerks“ werden nicht erforderlich.
Mögliche Anwendungsbereiche außerhalb der in der LAGA M20, Teil II (2004) genannten Ausschlussgebiete (LAGA M20, Teil I (2003), Allgemeiner Teil Kapitel 4.3.3.1):
· Straßen, Wege, Verkehrsflächen (Oberbau- und Unterbau),
· Industrie-, Gewerbe- und Lagerflächen (Oberbau- und Unterbau),
· Unterbau von Gebäuden,
· Unterhalb der durchwurzelbaren Bodenschicht in Lärm- und Sichtschutzwällen, die begleitend zu technischen Bauwerken errichtet werden,
· Unterbau von Sportanlagen.

Für die Verwertung von Baggergut im eingeschränkten Einbau mit definierten technischen Sicherungsmaßnahmen in technischen Bauwerken lässt die LAGA M20, Teil II (2004) Material bis zur Qualitätsklasse Z2 zu. Als technische Sicherungsmaßnahmen werden Maßnahmen angesehen, die dazu geeignet sind, die Versickerung von Niederschlag vollständig zu verhindern bzw. weitgehend auszuschließen. Der Abstand zwischen Schüttkörperbasis und dem höchstens zu erwartenden Grundwasserstand sollte dabei mindestens 1 m betragen. Mögliche Verwertungsoptionen bestehen: 
· Bestimmte Einbauweisen im  Straßen-, Wege- und Verkehrsflächenbau und bei der Anlage von befestigten Flächen in Industrie- und Gewerbegebieten,
· bestimmte Einbauweisen bei Erdbaumaßnahmen als Lärm- oder Sichtschutzwall bzw. als Straßendamm.

Die ausführlichen Nebenbedingungen - insbesondere zur Oberflächenabdichtung des technischen Bauwerkes - und zu Ausschlussgebieten liefert die LAGA M20, Teil I (2003), Allgemeiner Teil, Kapitel 4.3.3.2.
4.3 Unterbringung auf einer Ablagerungsfläche
Die Unterbringung von Baggergut auf einer Ablagerungsfläche ohne Zweckbestimmung ist im eigentlichen Sinne keine Verwertung nach LAGA M20, (2003/2004) sondern eine Beseitigung, da es sich weder um eine bodenähnliche Anwendung noch um ein technisches Bauwerk im Sinne der LAGA handelt. Die einzuhaltenden Randbedingungen orientieren sich dennoch oft an der LAGA M20, Teil II (2004), da die Ablagerung entlang bestimmter Bundeswasserstraßen aus dem Geltungsbereich der Deponieverordnung ausgenommen sind. Darüber hinaus können zusätzliche Anforderungen, die sich aus dem Deponierecht ableiten lassen, relevant werden. Eine Deponie muss gemäß § 35 Abs. 2 KrWG planfestgestellt werden. 
Alternativ zur Beseitigungsoption sollte jedoch bereits bei der Planung darauf geachtet werden, dass Ablagerungsflächen in landschaftsplanerischen Gestaltungen bzw. in sinnvollen Folgenutzungen integriert werden und somit das Verwertungsgebot gemäß KrWG erfüllt ist und somit der Tatbestand einer Beseitigung nicht mehr gegeben ist (vergl. BfG-Bericht 1376).
Insbesondere, wenn auf der Fläche nicht ausschließlich  Z0 bzw. Z0*-Material, sondern auch Z1.1-, Z1.2- oder auch Z2-Material abgelagert werden soll, ist primär die hydrogeologische Eignung der Fläche nachzuweisen.  Ggf.  werden zusätzlich Anforderungen an eine mineralische Oberflächenabdichtung analog DepV zur weitgehenden Verhinderung einer Versickerung von Niederschlagswasser erforderlich. Wenn technisch möglich, sollte das  Baggergut mit den höheren Belastungen im Zentrum/Kern der Ablagerungsfläche eingebaut werden und von Z0/Z1-Material umhüllt sein („Sandwichbauweise“). 
Alle durch die Ablagerung betroffenen Schutzgüter sind bei dem Planfeststellungsverfahren im Rahmen einer UVP gemäß UVPG zu betrachten. Im Rahmen des Planfeststellungsverfahrens wird festgelegt, welche Abfälle mit welchen Feststoff- und Eluatgehalten für eine Ablagerung erlaubt und welche weiteren Randbedingungen einzuhalten sind. 
Darüber hinaus ist im Umfeld der Baggergut-Ablagerungsfläche meist ein Grundwasser-Monitoring einzurichten. 
Bei Baggergut-Ablagerungsflächen mit dem ausschließlichen Ziel der Beseitigung des Abfalls muss bereits in der Planungsphase neben dem Zweck der Entledigung des anfallenden Baggergutes bedacht werden, dass zumindest im Rahmen der Endgestaltung/Rekultivierung der Fläche eine Wertschöpfung für Mensch und/oder Umwelt realisiert wird.

4.4 Beseitigung auf einer Deponie
Baggergut der Zuordnungsklasse > Z2 nach LAGA M20, Teil II (TR Boden-2004) ist auf einer Deponie zu beseitigen. In Abhängigkeit seiner Schadstoffgehalte sind die Deponieklassen DK 0, DK I, DK II, DK III und DKIV mit immer stringenteren Schutzbestimmungen möglich. Die einzuhaltenden Rahmenbedingungen nach DepV liegen im Verantwortungsbereich des Deponiebetreibers und werden auf Grund ihrer Komplexität hier nicht im Detail behandelt. Für das Annahmeverfahren nach § 8 DepV ist der Abfallschlüssel gemäß AVV anzugeben.
[bookmark: _GoBack]Nach § 1 Abs. 3 Nr. 2 DepV gilt die DepV nicht für die Lagerung und die Ablagerung von nicht gefährlichem Baggergut entlang von Wasserstraßen und oberirdischen Gewässern, aus denen es ausgebaggert wurde. Ausgenommen von dieser Sonderregelung sind die Wasserstraßen Donau, Elbe, Ems unterhalb von Papenburg, Mosel, Neckar, Oder, Rhein und Weser. Diese Baggergutablagerungsflächen sind keine Deponien im Sinne der DepV. Sie sind in der Regel mit einem Grundwasser-Monitoring zu begleiten.
Für die Errichtung einer Deponie ist grundsätzlich ein Planfeststellungsverfahren erforderlich (vgl. § 35 Abs. 2 KrWG).
Gefährliches Baggergut muss in einigen Bundesländern den dafür zuständigen Länderabfallgesellschaften angedient werden, welche das Baggergut einer geeigneten Anlage zuweisen (http://www.info-ags.de/andienung.html).
Liegen Kenntnisse über gefährliche Eigenschaften oder weitere ablagerungsrelevante Inhaltsstoffe vor, müssen diese gemäß § 8 DepV angegeben werden, um die Anforderungen für den Arbeitsschutz abschätzen zu können. 
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LAGA Technische Regeln M20 (2003/2004) Anforderungen an die stoffliche Verwertung von mineralischen Abfällen
DepV (2009) Verordnung über Deponien und Langzeitlager. Vom 27.April 2009, zuletzt geändert 20.07.2017
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VzH-BBodSchV (2002): Vollzugshilfe zu den Anforderungen an das Aufbringen und Einbringen von Materialien auf oder in den Boden (§ 12 Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung);
https://www.labo-deutschland.de/Veroeffentlichungen-Vorsorgender-Bodenschutz.html
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